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Die Russland-
Ablenkung
Die Mutlosigkeit der Linken im Kampf gegen die soziale Spaltung Europas hat zu einem
Wiedererstarken nationalstaatlichen Feindbilddenkens geführt.
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Foto: ruskpp/Shutterstock.com

An einem Runden Tisch diskutierten Vertreter der
Rosa-Luxemburg-Stiftung, des Moskauer Europa-
Instituts und interessierte Gäste über das Ergebnis der
EU-Wahlen, die Gründe rechtspopulistischer Erfolge
und neue Ansätze linker Politik. Eine feindselige
Haltung gegenüber Russland, so einige Diskutanten, sei
zu einer Art Identitätsersatz für das „neue Europa“
geworden. In den Ländern des ehemaligen Ostblocks
habe der schnelle Wechsel zwischen Sozialismus und
Kapitalismus zu sozialen Verwerfungen geführt, die die



Menschen dort für rechtspopulistische Rezepte anfällig
machten. Die Linke hat auf all das noch keine
überzeugende Antwort gefunden und lässt ein klares
Profil vermissen, mit dem Wahlen zu gewinnen wären.

Der bekannte Deutschland-Experte und stellvertretende Leiter des
Moskauer Europa-Instituts, Wladislaw Below
(http://en.instituteofeurope.ru/structure/board-of-
directors/item/belov-vladislav-borisovich), äußerte sich zum
Zustand der deutsch-französischen Zusammenarbeit. 2017/2018
hätten Frankreich und Deutschland versucht, Motor der
Europäischen Union zu sein. Macron habe 2017 in seiner „Sorbonne-
Rede“ Anspruch auf die informelle Führerschaft in der EU erhoben.
Bei der Ausarbeitung eines neuen Vertrages zwischen Frankreich
und Deutschland habe es dann jedoch Probleme gegeben. Auffällig
sei auch gewesen, dass Macron nicht zur Münchner
Sicherheitskonferenz fuhr und dass er sich für eine strenge EU-
Kontroll-Richtlinie für Nordstream 2 aussprach und sich damit
„gegen Deutschland stellte“.

Die „Russland-Frage“ als Mittel der

Für das Büro der Rosa-Luxemburg-Stiftung in Moskau war die
EU-Wahl Anlass für eine Experten-Diskussion, zu der am 24. Juni
Mitarbeiter des Moskauer Europa-Instituts
(http://en.instituteofeurope.ru/) und Interessierte in die Räume
der Stiftung eingeladen worden waren. Es zeigte sich, dass es einen
großen Bedarf gibt für eine Diskussion über die Probleme der
Linken in Europa und den Austausch von Informationen und
Einschätzungen.

http://en.instituteofeurope.ru/
http://en.instituteofeurope.ru/structure/board-of-directors/item/belov-vladislav-borisovich


Ablenkung

Kerstin Kaiser — Büroleiterin der Rosa-Luxemburg-Stiftung in
Moskau — meinte, sie erwarte keinen großen Streit zwischen
Frankreich und Deutschland. Die Regierungen von Frankreich und
Deutschland hätten „einen gemeinsamen Feind gefunden. Die
Russland-Frage und die EU-Grenze im Osten sollen die sozialen
Widersprüche in der EU aus dem Gesichtsfeld drängen. Wenn es
einen gemeinsamen Feind gibt, ist es einfacher zu herrschen.“

Kaiser erklärte, die Erwartungen der Linken in Osteuropa auf die
EU-Wahl seien „zu optimistisch“ gewesen. Problematisch sei, dass
die westlichen Linken, „welche die Politik in der EU dominieren“,
den „realen Sozialismus“ und „die Linken aus dem Osten“ dafür
verantwortlich machen, dass sich die Situation im Westen
verschlechtert hat. Die Linken im Osten dagegen fühlen sich
unverstanden und nicht anerkannt.

Die Spaltung Europas in Ost und West hänge nicht mit einer
Nostalgie nach einem sozialen Staat zusammen, sondern sei Folge
der Transformation vom Sozialismus zum neoliberalen Kapitalismus.
Diese Transformation habe eine Verstärkung der sozialen
Widersprüche in ganz Europa zur Folge gehabt, da es keinen
Wettkampf der Systeme und damit kein Gegengewicht zum
neoliberalen Kapitalismus mehr gibt.

Die sozialen Probleme im Westen und im Osten hätten eine
unterschiedliche Geschichte. Das spiele den Nationalisten in die
Hände, welche die sozialen Probleme als Probleme zwischen Ost
und West und Widersprüche zwischen verschiedenen Ländern
definieren.

Die Linke ohne klares Profil



Der Autor dieser Zeilen erklärte in der Debatte, es sei traurig zu
sehen, dass das linke Spektrum — Teile der Grünen, Teile der
Sozialdemokraten und „Die Linke“ — kein klares soziales Profil hat.
Wenn man Wahlen gewinnen wolle, brauche man klare
Forderungen. Die Partei „Die Linke“ habe ein sehr schwaches Profil.
Ein bisschen Ökologie, ein bisschen soziale Forderungen — das sei
nicht mitreißend.

Problematisch sei, dass mit Unterstützung der Medien das
ökologische Thema zurzeit in einer Art hochgepuscht wird, dass es
die Kriegsgefahr aus der öffentlichen Debatte verdrängt.

Völlig falsch sei es, gegen Rechts mit Unvereinbarkeitsbeschlüssen
zu kämpfen, wie es zum Beispiel der Hamburger
Schriftstellerverband gemacht hat, als er im November 2018 eine
Erklärung „gegen Rechtsextremismus“ verabschiedete, in der neben
der AfD auch die Anhänger von Putin als Bedrohung der Demokratie
hingestellt werden.

Die Russophobie in Europa werde immer mehr zu einer Säule der
europäischen Identität. Es sei unverständlich, warum die Partei „Die
Linke“ sich nicht deutlicher zu einem guten Verhältnis mit Russland
äußert. Die AfD springe in diese Lücke und profiliere sich in
Ostdeutschland — wo das Verhältnis zu Russland entspannter ist als
in Westdeutschland — erfolgreich als „Partei der Freundschaft mit
Russland“ und als „Anti-Sanktions-Partei“.

Albrecht Maurer, der viele Jahr als Referent für Innenpolitik bei der
Bundestagsfraktion „Die Linke“ gearbeitet hatte, wandte ein, dass
die AfD mit ihrer „Russland-Freundschaft“ nur wenige Stimmen
geholt habe.

„Linke Wiedergeburt“ über rot-grüne



Koalitionen?

Boris Guseletow, Mitarbeiter der Russischen Akademie der
Wissenschaften, erklärte, die Krise der Sozialdemokraten hänge
zusammen mit dem Wandel der Sozialstruktur in der Gesellschaft.
Die Arbeiterklasse verliere an Einfluss. Wo die Sozialdemokraten
sich aber neuen Fragen öffneten, seien sie erfolgreich gewesen.

Für die Linke in Europa zeichne sich jetzt aber eine „neue Zukunft“
ab. Wenn die Sozialdemokraten mit Grünen koalieren, sei eine „linke
Widergeburt“ möglich.

In Finnland und Spanien seien die Sozialdemokraten und Sozialisten
im April bei den Parlamentswahlen stärkste Partei geworden. In
Finnland bildeten jetzt Sozialdemokraten und Grüne die Regierung.
Auch in Dänemark verhandelten die Sozialdemokraten mit den
Grünen um eine Regierungsbildung.

In Finnland hätten die Sozialdemokraten zum einen am
„internationalistischen Ansatz“ festgehalten und „Arbeitsplätze für
Migranten“ geschaffen. Zum anderen planten die Sozialdemokraten
dort die Zuwanderung zu begrenzen, „womit sie auf die Ängste in
der Bevölkerung reagieren“.

Albrecht Maurer widersprach der Hoffnung auf eine „linke
Wiedergeburt“ über rot-grüne Koalitionen und verwies auf Alexis
Tsipras und Syriza. Das sei ein „großer Erfolg“ gewesen. Dieses
Modell sei in vielen Ländern kopiert worden. Heute müsse man
jedoch feststellen, dass Tsipras und Syriza „fast am Ende sind“. Es
gäbe immer wieder ein Aufflackern dieses Ansatzes, wie jetzt in
Portugal und Spanien. „Aber der große Impuls für progressive
Veränderungen in Europa ist Syriza nicht geworden.“



„Überraschende Entwicklungen in
Europa möglich“

Maurer erklärte, man müsse sich darauf einstellen, „dass es in
Europa zu überraschenden, ganz schnellen Entwicklungen kommt,
weil die Konflikte in Europa so groß sind und weil die Europäische
Union im internationalen Maßstab unter Druck steht, sich in das
Weltgeschehen einzumischen.“

Die Konservativen forderten, dass Europa in der Weltpolitik eine
Führungsrolle übernimmt. Von dieser Position nicht weit entfernt
sei die Position der Grünen, die sagten: „Wir müssen uns weltweit
bekennen und einmischen.“

Wladimir Fomenko vom Moskauer RLS-Büro merkte an, dass die
Frage des Verhältnisses zwischen Deutschland und Russland
„wirklich schwierig“ sei. Das habe die Russland-Reise von
Bundestagsabgeordneten vor kurzem gezeigt.

Deutsche Journalisten gerieten angesichts dieser Reise schier aus
dem Häuschen (https://www.tagesspiegel.de/politik/reise-von-
deutschen-abgeordneten-nach-moskau-ausgetrickst-vom-
propagandasender/24481630.html). Sie schimpften, die
Bundestagsabgeordneten würden mit ihrem Besuch in Russland
„das autoritäre russische System“ unterstützen.

Dass die Abgeordneten angesichts der konzertierten Medien-Kritik
„schwache Knie“ bekamen und „unsicher reagierten“, sei — so
Fomenko — typisch für die heutige Zeit, in der sich Menschen
wegen ihrem Kontakt mit dem „toxischen Russland“ vor Medien
rechtfertigen.

Kerstin Kaiser erklärte, die deutsche Bevölkerung sei zum Großteil
für gute, freundschaftliche Beziehungen mit Russland. Die

https://www.tagesspiegel.de/politik/reise-von-deutschen-abgeordneten-nach-moskau-ausgetrickst-vom-propagandasender/24481630.html


Bundesregierung lasse sich in ihrer Russland-Politik aber nicht von
den Wünschen der Bevölkerung leiten. Die „russische Karte“ werde
von der Bundesregierung bewusst eingesetzt. Mit Angst vor
Russland versuchten die Politiker in Deutschland die Bevölkerung
„zu vereinen“. Mit der „östlichen Partnerschaft“ versuche die
Bundesregierung, den Einflussbereich der EU in Osteuropa
auszuweiten und die wirtschaftlichen Verbindungen zwischen
Russland und den Ländern Osteuropas zu drosseln.

„Europa muss sich von der US-
Administration trennen“

An der Diskussion in den Räumen der RLS Moskau beteiligte sich
auch Veronika Krascheninnikowa. Die 47 Jahre alte Politikerin ist
Mitglied der russischen Gesellschaftskammer. Außerdem gehört sie
zum Führungsrat der Regierungspartei „Einiges Russland“.

Krascheninnikowa erklärte, seit etwa sieben Jahren gäbe es in
Russland einen Trend zum Konservatismus. In diesen Trend falle
auch die vor einem Jahr beschlossene Rentenreform. Wegen der
Rentenreform sei das Rating von Wladimir Putin das erste Mal seit
zwanzig Jahren stark gefallen. „Nicht die Sanktionen des Westens
führten zum Sinken des Ratings, sondern die Rentenreform.“

„Für Russland sei es nicht gut, wenn der Westen uns mit
Ultrarechten verbindet,“ erklärte die Politikerin, die durch ihre
Kritik (http://www.russlandkontrovers.com/russland-im-netz-
der-ultrarechten) an einer Zusammenarbeit mit der AfD bekannt
wurde. Wenn Europa sich von der US-Administration und deren
Werten trenne, sei das „gut für Europa und Russland“.

http://www.russlandkontrovers.com/russland-im-netz-der-ultrarechten


Runder Tisch EU Wahlen — erste von links Veronika
Krascheninnikowa. Foto: Ulrich Heyden.

Runder Tisch EU Wahlen — zweite von links Jekaterina
Timoschenko. Foto: Ulrich Heyden.



Runder Tisch EU Wahlen — zweiter von links Wladislaw
Below, dritte von links Kerstin Kaiser. Foto: Ulrich
Heyden.
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